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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

Ergänzend zu den Festsetzungen in zeichnerischer Form sind textliche Festsetzungen vorgesehen 
und zwar 

Planungsrechtliche Festsetzungen: 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Fläche für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
In der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Schule sind folgende Nutzun-
gen zulässig: 

- Schulen, 
- Schulergänzende Einrichtungen, z. B. Sporthalle, Mensa etc. 

Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 
Im den Mischgebieten MI 1 und MI 2 sind nur die folgenden Nutzungen gemäß § 6 Abs. 2 
Nr. 1, 2, 3, 4 und 5 BauNVO zulässig: 

- Wohngebäude, 
- Geschäfts- und Bürogebäude, 
- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-

gungsgewerbes, 
- sonstige Gewerbebetriebe, 
- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke. 

Im Mischgebiet MI 1 sind im Erdgeschoss die allgemein zulässigen Nutzungen gemäß § 6 
Abs. 2 Nr. 2 bis 5 BauGB zulässig. In den Obergeschossen ist nur die allgemein zulässige 
Nutzung gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1 BauGB zulässig. 

2. Grundflächenzahl (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO) 

Eine Überschreitung der in der Planzeichnung festgesetzten Grundflächenzahl gem. § 19 
Abs. 4 BauNVO durch die Grundflächen  

- von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten  
- von Nebenanlagen i. S. von § 14 BauNVO sowie 
- von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 

unterbaut wird, 

ist bis zu 50 vom Hundert zulässig. 

3. Bezugspunkte/Höhe baulicher Anlagen 

a) Bezugspunkte 

Unterer Bezugspunkt für die Ermittlung der Sockelhöhe ist die Fahrbahnoberkante (Mittel-
achse) der nächstgelegenen Verkehrsfläche, gemessen in der Mitte der geplanten, straßen-
seitigen Fassade des Hauptgebäudes. Die jeweiligen Bezugshöhen der Verkehrsfläche sind 
in der Planzeichnung mit NHN-Höhen festgesetzt.  
 
Unterer Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe der baulichen Anlagen ist die Oberkante des 
fertigen Erdgeschossfußbodens. 
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Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe der baulichen Anlagen ist der Dachfirst. Als 
First bezeichnet man den oberen Abschluss des Steildaches eines Gebäudes, an dem die 
geneigten Dachflächen zusammentreffen.  

b) Sockelhöhe 

Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens wird gemessen vom unteren Bezugspunkt für 
die Ermittlung der Sockelhöhe bis Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden in der Mitte des 
Gebäudes an der Straßenseite. Die Sockelhöhe darf im MI 1 und im MI 2 0,5 m nicht über-
schreiten. 

c) Firsthöhe 

Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe der baulichen Anlagen ist die Firsthöhe 
(FH). Bei Gebäuden mit Flachdach gilt als oberer Bezugspunkt die Höhe der Attika. Wird 
keine Attika gebaut, ist der obere Bezugspunkt die Oberkante des Flachdaches an der 
Schnittstelle der Außenwand mit der Dachhaut. 

Die Firsthöhe (FH) der Gebäude wird gemessen vom unteren Bezugspunkt bis zum oberen 
Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe baulicher Anlagen. Die Firsthöhe darf im MI 1 9,5 m 
und im MI 2 12,50 m nicht überschreiten.  

d) Traufhöhe 

Die Traufhöhe der Hauptdächer wird gemessen vom unteren Bezugspunkt bis zur Oberkante 
der Traufe (Traufpunkt). Als Traufpunkt wird der Schnittpunkt zwischen der senkrechten Au-
ßenfläche (Oberfläche der Außenwand) und der Unterkante der Dachhaut bezeichnet. Die 
Traufhöhe darf im MI 1 5,0 m und im MI 2 5,50 m nicht überschreiten. Die Festsetzungen zur 
Traufhöhe gelten nicht für Dachaufbauten, Gauben, Zwerchhäuser sowie Nebenanlagen. 

4. Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 
BauNVO) 

Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und Nebenanlagen werden im Bebauungsplan da-
hingehend geregelt, dass sie in den Vorgartenbereichen (der Bereich zwischen der Straßen-
begrenzungslinie der erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche bis zur Baugrenze) unzuläs-
sig sind. Stellplätze werden auf allen Grundstücksteilen zugelassen. 
 
Im MI 1 wird eine Stellplatzfläche St festgesetzt. Es sind keine weiteren baulichen Anlagen 
zulässig. 

5. Gehölzerhalt (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

Der vorhandene Baumbestand des Flurstückes 50/4 ist zu erhalten. Sollte es aufgrund von 
Abgängen oder baubedingten Erfordernissen zu Ausfällen kommen, sind diese auf dem Flur-
stück zu ersetzen. 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 NBauO 

Für den Geltungsbereich gelten folgende Festsetzungen: 

1. Werbeanlagen 

Werbeanlagen sind ausschließlich nur an der Stätte der Leistung und nur innerhalb der über-
baubaren Flächen der Mischgebiete MI 1 und MI 2 zulässig. 
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Werbeanlagen sind an Einfriedungen sowie auf Dachflächen und Schornsteinen unzulässig. 
Sie dürfen an Gebäuden nur unterhalb der gebauten Traufhöhe angebracht werden. 
Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder grellem Licht sind unzulässig. 
Die Größe der Anlage darf höchstens 25 % der zugehörigen Fassade einnehmen. 

HINWEISE / EMPFEHLUNGEN 

1. Es gilt das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2, Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 
(BGBI. I S. 2808) geändert worden ist.  

2. Es gilt die BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I 
S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl I S. 1057) geändert wor-
den ist. 

3. Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vor-
schriften und VDI-Richtlinien) können während der Dienststunden bei der Gemeinde Bad Rot-
henfelde, Bauabteilung, Frankfurter Straße Nr. 3, 49214 Bad Rothenfelde eingesehen werden. 

4. Bodenfunde:  
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden oder Denkmale der Erdgeschichte (hier: Überreste oder Spuren – z. B. Versteinerun-
gen –, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder pflanzlichen Lebens in vergange-
nen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, sind diese gemäß 
§ 14 Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und 
müssen der Denkmalbehörde des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im 
Osnabrücker Land, Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433) unver-
züglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unter-
nehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 
vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu 
tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

5. Altablagerungen: 
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen gefunden wer-
den, ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde (Landkreis Osnabrück) zu benachrichtigen. 

6. Hinweise zu artenschutzrechtlichen Erfordernissen:  
Sollte es zu einer Fällung von im Gebiet vorhandenen Bäumen kommen, wird zur Vermeidung 
artenschutzrechtlicher Verstöße auf die Vorgaben des § 39 Abs. 5 BNatSchG verwiesen.  
Im Sinne des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG ist vor Fäll- oder Schnittmaß-
nahmen sicherzustellen, dass das Gehölz nicht als Brut- oder Lebensstätte für Vögel oder 
Fledermäuse dient. Sollte eine entsprechende Funktion gegeben sein, ist umgehend ein Be-
nehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde herzustellen. Im Vorfeld möglicher Gebäude-
abrisse oder Sanierungen ist durch einen Fachgutachter sicherzustellen, dass keine geschütz-
ten Tierarten wie gebäudebewohnende Vogel- und Fledermausarten durch das Vorhaben in 
Mitleidenschaft gezogen werden. Im Falle einer Besiedlung oder eines Auffindens von Fort-
pflanzungs- oder Ruhestätten sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde erfor-
derliche Maßnahmen wie z.B. Festlegung von Abbruchzeiten, Umsiedlung, Schaffung von Er-
satzquartieren festzulegen.  
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